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41. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten. 

Eröffnung 10% Uhr. Am Miniſtertiſch der Juſtizminiſter. 

Vor dem Eintritt in die Tages⸗Ordnung beſchwert ſich der Abg. Heiſe 
darüber, daß im ſtenographiſchen Bericht einer der letzten Sitzungen bei der 
Berathung des Bupgets bei der Frage der Landestriangulation der Abg. 
Dr, Engel Schleiden) zu einer perſönlichen Bemerkung gegen den Regie⸗ 
rungs⸗Commiſſar noch eine Anmerkung zur Ergänzung derſelben hinzugefügt 
Paß hält dies nach der Geſchäftzordnung für unzuläſſig und erſucht das 
— dafür zu ſorgen, daß ſich ſolche Fälle nicht wiederholen. (Beifall 


Abg. v. Bennigſen: Da mir als zweiter Vicepräſident die Aufſicht 
über das ſtenographiſche Bureau obliegt und der Abg. Engel nicht im Hauſe 
anweſend iſt, ſehe ich mich veranlaßt, eine Aufklärung darüber zu * 
Der Abg. Engel hat en = die Anmerkung an das Burcau ech t mit 
dem Zuſatz, dieſelbe zu drucken, „wenn es erlaubt ſei“. Das Bureau hat 
dies in der Eile überſehen und die Anmerkung ohne Weiteres drucken laſſen. 
Ich habe dies leider erſt nachträglich bemerkt, und in Folge deſſen das ſteno⸗ 
geapbifche Bureau ſowohl wie den Abg. Engel auf die Unzuläſſigkeit derſel⸗ 
en aufmerkſam gemacht und Vorſorge getroffen, daß ein ſolcher Fall nicht 
mehr wiederkehre. (Beifall rechts.) 

er erſte Gegenſtand der Tages⸗Ordnung iſt der Bericht der Juſtiz⸗ 
gammifien > das Geſetz, betreffend die Anſtellung im höheren 

izdienſt. 

Das Geſetz iſt bekanntlich im Herrenhauſe zuerſt berathen und dort mehr⸗ 

fach verändert worden. — Die Juſtizcommiſſion des Abgeordnetenhauſes hat 

aber dennoch die vom Herrenhauſe beſchloſſeue Faſſung mehrfach geändert 
und ſchlaͤgt folgenden Entwurf vor: 
— Aenderungen ſind geſperrt gedruckt.) . 

ir Wilhelm ꝛc. ꝛc. verordnen mit Zuſtimmung beider Häufer des Land⸗ 

tages für den ganzen Umfang unſerer Monarchie was folgt: 
§ 1. Wer in dem einen Landestheile Unſerer Monarchie nach den dort 

r Beſtimmungen die N erlangt hat, das Amt eines 
ichters bei einem Collegial⸗Gerichte zu bekleiden, kann auch 

in den übrigen Landestheilen als Richter, Rechtsanwalt (Ad⸗ 

vocat⸗Anwalt, Advocat) oder als Beamter der Staatsanwalt⸗ 

ſchaft angeſtellt werden. 8 
Auf Fälle der e im Wege der Disciplinaxſtrafe 

findet dieſe Vorſchrift keine Anwendung. (Das letzte Alinea iſt 

ganz neu zugeſetzt.) 7 g „ 

2. Zur Anſtellung als Mitglied eines Appellationsgerichts iſt erfor⸗ 
derlich, daß der Beamte mindeſtens vier Jahre als etatsmäßiger Richter 
oder als Beamter der Staatsanwaltſchaft oder als Rechtsanwalt (Advocat, 
Advocat⸗Anwalt) angeſtellt genden iſt. > 

83. Zur Anſtellung als Mitglied des Ober⸗Tribunals iſt erforderlich, 
daß der Beamte mindeſtens vier Jahre als vortragender Rath im Juſtiz⸗ 
miniſterium, als Mitglied eines Appellationsgerichtes, als Präfident oder 

Kammerpräſident bei einem Landgerichte, als Präſident oder Vicepräſident 

bei einem Obergerichte, als Director eines Stadt⸗ oder Kreisgerichts, als 

Ober⸗Staatsanwalt, General⸗Procurator, General⸗Advo at oder Ober⸗Pro⸗ 

curator angeſtellt geweſen iſt. 

itglieder der in den neu erworbenen Landestheilen früher Feitandenen 
Ober⸗Appellationsgerichte können ohne Rückſicht auf die Dauer ihrer Amts: 

it als Mitglieder des Ober⸗Tribunals angeſtellt werden. 
ng konnen während eines Zeitraumes von zehn Jahren, ange⸗ 
rechnet vom Tag der Publikation dieſes Geſetzes, Mitglieder der in den 
neu erworbenen Landesteilen beſtandenen oder beſtehenden Appellations⸗ 
oder Obergerichte, welche ſeit Eintritt in dieſe Gerichte acht Jahre 
lang etatsmäßige Richter geweſen find, ohne Rückſicht auf die be⸗ 
fonderen Vorausſetzungen des erſten Abſatzes dieſes Paragraphen als Mit⸗ 

glieder des Ober⸗Tribunals angeſtellt werden. \ . ä 

Bis zur Vereinigung des Ober⸗Appellationsgerichtes zu Berlin 
mit dem Sber⸗Tribunal ſind die Vorſchriften des § 3 auch für die Anſtel⸗ 

9 als Mitglied dieſes Ober⸗Appellationsgerichts maßgebend. N 

5. Wer mindeſtens vier Jahre die Stelle eines ordentlichen Profeſſors 
der juriſtiſchen Facultät bei einer inländiſchen Univerſität bekleidet hat, kann 
zum — eines jeden Gerichts ernannt werden, ohne daß die Ablegung 
der für Richter vorgeſchriebenen Prüfung oder für die Ernennung zum Mit⸗ 
gliede eines Appellationsgerichts, des Ober⸗Trihunals oder des Ober⸗Appella⸗ 

Nel i. die vorgängige Anſtellung bei einem anderen Gerichte erfor- 
rlich iſt. 

d § 6. Alle dieſem Geſetze entgegenſtehenden Beſtimmungen, insbeſon⸗ 
ere die 88 1 und 2 der Verordnung vom 8. Februar vorigen 
ahres (Geſetz Sammlung S. 209) werden aufgehoben. 

Hierzu ſind folgende Amendements geſtellt: £ : 

I) vom Abgeordneten Reichenſperger: In der Eingangsformel hinter 
„Monarchie“ zu ſetzen: „mit Ausſchluß des Bezirks des Appellations⸗ 
gerichtshofes zu Köln;“ 8 RR 

2) dom Abg. Windthorſt (Meppen): In 8.5 ftatt „Profeſſor der jurifti- 
chen Facultät bei einer inländiſchen Univerſität“ zu ſetzen: „deut⸗ 

3 chen Univerſität; 5 

) dom Abg. v. Guerard: In $ 2 das Wort „Advocat“ zu ſtreichen. 
Berichterstatter Abg. Müller (Solingen): Der denſelben Zweck verfol⸗ 

— Geſetzentwurf, der dem Hauſe ſchon in voriger Seſſion vorgelegt wurde, 

desde damals abgelehnt, einmal, weil man die Mitglieder der neuen Lan⸗ 

1 theile an der Berathung über dies Geſetz Theil nehmen laſſen wollte, 
ud weil man befürchtete, daß die Regierung auf Grund dieſes Geſetzes eine 

wi eiterung des Obertribunals vornehmen würde, ohne daß dabei die Mit⸗ 

untlung des Hauſes eintrete. Dieſe beiden Bedenken ſind jetzt geſchwunden, 
ud wir haben um fo mehr Grund, dies Geſetz jetzt anzunehmen, als die 

Sıbeile deſſelben recht beträchtlich find. Denn es wird die Cinbeit des 

ſcaattes befördern, es wird beitragen zur Ansbreitung der Rechtswiſſen⸗ 

unatt, zu einer lebendigen Wechſelwirkung zwiſchen der Rechtswiſſenſchaft 

d der praktiſchen Justiz Ich bitte daher um Annahme des Geſetzent⸗ 


wurfes 
la Yon. Bering ſpricht für Ablehnung des Geſetzentwurſes bis nach Er⸗ 
115 eines Geſetzes über die verſchiedenen Examina in der Inſtiz. Er ſetzt 
ie verſchiedenen Bedingungen, welche in den verſchiedenen Landestheilen 
— langung eines Richteramtes qualificiren, auseinander, bemerkt, daß 
ie alten eee mit Annahme dieſes Geſetzentwurfes in einen entſchie⸗ 
zum en kommen würden, in denen 
erlandroßen Theile die Qualification zur Anſtellung als Richter leichter zu 
des von ſei, folgert daraus die Nothwendigkeit der vorläufigen Verwerfung 
ealiegenden Geſetzentwurfes. f e 
dem La Juſtizminiſter: Ich kann Ihnen die Verſicherung ertheilen, daß 
Prufung dtage bei ſeiner nächſten Zuſammenkunft ein Geſetzentwurf über das 
m. H., gsweſen vorgelegt werden wird. Wenn Sie billig urtheilen wollen, 
Vorlage Herden Sie mir keinen Vorwurf daraus machen, daß eine ſolche 
ich erſt — nicht aeg ift, denn Sie werden erwägen müfjen, daß 
ru 


Nachtheil gegenüber den neuen 8 


ip — Zeit im Amte bin und daß meine Zeit außerordentlich in An⸗ 
ein ſolches mMen iſt. Da ich mir aber das Recht nicht nehmen laſſen kann, 
Ges gehalten, die 


Vorlage etz ſelbſt zu prüfen, ſo habe ich es für richtig ten, 
Ve ſeddeſſelben bis — Eingange der nächſten Seſſion u verſchieben. 
beitreten; in Reuberungen übrigens des Herrn Vorredners kann ich nicht 
ngen und Mau, in Kurheſſen und Hannover beſtehen ſchon lange zwei 

em ‚ale Beſtimmung, daß die zweite Prüfung erſt abgelegt werden 
allerdings da Betreffende 3—4 Jahre praktiſch gearbeitet hat. Richtig 
ſe aß in Schleswig⸗Holſtein bisher nur eine Prüfung beſtand, 

un weifelhaft al, ganz außerordentlich ſtrenge, fo daß, wer fie beſtanden 
bellen an als qualificirt für die Anſtellung auch in den übrigen 
Commiſſion zu nögieben werden kann. — Die Amendements Ihrer Juſtiz⸗ 
nur der beantra ke mpfen, habe ich keinen Anlaß. Eine Ausnahme macht 
prechen muß daß Juſatz zu $ r 2 den ich mich ganz entſchieden aus⸗ 
erſezung im Wenamlich die Vorschriften dieſes Paragraphen auf Fälle der 


Wege der Disciplinarſtrafe keine Anwendung finden ſollen. 


Neunundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


Wie der Bericht ergiebt, hat bereits der Regierungs⸗Commiſſar, wiewohl ver: 
geblich, denſelben bekämpft; er hat geſagt, die ganze Tendenz des ai 
ſei ja die, die Anſtellungsfähigkeit in der ganzen Monarchie zu einer gleichen 
zu machen, die Verſchiedenheiten überall aufzuheben; mit dieſem Gedanken 
ſtehe aber jener Zuſatz außer allem Zuſammenhange. 5 3 

Ich trete dieſer Anſchauung in allem Maße bei, Aber ich lege viel ge⸗ 
ringeres Gewicht auf dieſen rein formellen Punkt, als auf eine damit im 
Seh ene ſtehende materielle Erwägung. Ich halte namlich dafür, 
daß dieſer Saß ſchroff anſtoßt gegen einen 1 welcher vor allen Ver⸗ 
waltungen die Juſtizverwaltung durchdringen muß und der einen Glaubens: 
artikel für den Chef der Juſtizverwaltung bilden ſoll, nämlich, daß die Be⸗ 
amten gerecht und nicht willkürlich zu behandeln ſind. Es handelt ſich hier 
um eine Verſetzung im Wege der Disciplinarſtrafe in eine richterliche Stellung 
von gleichem Gehalte. Dieſe Verſetzung iſt nach dem Geſetze von 1856 un⸗ 
beſtritten rechtlich. Dieſe Strafe bildet einen Beſtandtheil im © der 
Disciplinargewalt und muß im Sinne des Geſetzes von 56 noth⸗ 
wendiges Strafmittel angeſehen werden. Daraus folgt aber, daß die Mög⸗ 
lichkeit dieſer Verſetzung gegeben werden muß, ſobald die Natur der Sache 


es geſtattet. Augenblicklich it dieje Möglichkeit im preußiſchen nicht 
gegeben, weil noch eine Verſchiedenheit der Anſtellungsfähigkeit beſteht; fo 
weit dieſe Verſchiedenheit einwirkt, iſt die Möglichkett der Strafverſetzung 


beſchränkt. Sobald man nun aber dieſe Verſchiedenheiten beſeitigt, ergiebt 
ich die Möglichkeit der Durchführung der Straſverſetzung allgemein. Wenn 
man alſo die Verſchiedenheiten beſeitigt und daneben dieſe Strafe dennoch 
zusſchließt, fo iſt das irrationell, jedenfalls widerſtreitend dem Gedanken des 
Geſetzes von 1856. Fallen Sie dieſe Sache einmal pralktiſch! ni den Rhein: 
landen beſteht dieſe Verſetzung auch jetzt nicht; nur dieſenigen Mitglieder der 
rheiniſchen Gerichte, welche die zweifache a ede erlangt haben, 
koͤnnen verſetzt werden; etwas, was ihnen alſo eigentlich zum Vortheil ge: 
reichen ſollte, ſchlägt ihnen zum Uebel aus. Dieſer ſeltſame Zuſtand wird 
durch das Amendement auch auf die neuen Provinzen übertragen. 

Eine Verſetzung z. B vou Frankfurt nach Wiesbaden kann nicht eintre⸗ 
teu; die Mitglieder der Berufungsgerichte in Frankfurt Wiesbaden), Kaſſel, 
Zelle, Kiel find der Strafverſetzung entzogen. Nur diejenigen Richter, welche 
ürſprünglich den alten Provinzen angehöreud, Mitglieder dieſer Gerichtshoͤfe 
geworden ſiud, unterliegen der Verſetzbarkeit. Es können alſo an demſelben 
Gerichtshofe Mitglieder Sitz und Stimme haben, die unter ganz verſchiede⸗ 
netz Disciplinarrechten ſtehen. Welch ein weſentlicher Grund foll dieſe Ver⸗ 
ſchiedenheit wohl rechtfertigen? Ich finde in dieſem Amendement den ver⸗ 
örperten Partikularismus; einzelne Landenstheile ſchließen ſich gegen das 
Ganze ab, ſchließen ſich gegeneinander ab. Die durch dies Amendement ge⸗ 
chaffenen Vorrechte ſind nicht blos ohne allen inneren Grund, ſondern fie find 
verletzend für die Richter der alten Provinzen. Der Zweck dieſes Geſetzent⸗ 
wurfes iſt der, daß die Idee der Einheit des Staates verwirklicht werde 
auch im Anſtellungsweſen der Juſtiz, die Rückſichten auf die Beamten kamen 
zur ſecundär in Betracht: man muß in ſolchen Verhältniſſen dem Chef der 
Juſtiz etwas Vertrauen ſchenken. Ich kann nicht den Munich begen, mit 
einem ſo amendirten Geſetze meine geſetzgeberiſche Thätigkeit zu beginnen 
und bitte Sie daher, das Amendement abzulehnen. 

Abg. Strudmann: Der Gedanke der Rechtseinheit if jeit Jahrzehnten 
das bewegende Princip in Deutſchland; das partikulare Recht tritt immer 
mehr zurück gegen das gemeine Recht. Schon haben wir eine einheitliche 
deutſche Geſetzgebung auf dem Gebiete des Handelsrechts und wir werden 
weiter fortſchreiten in dieſer Richtung. Da iſt es denn auch eine unauf⸗ 
ſchiebbare Nothwendigkeit, daß auch die Schranken und Verſchiedenheiten, 


welche bisher noch in der Anſtellungsfähigkeit zwiſchen den Juriſten der ber: jag 


die Gerechtigkeit gegen die neuen Propinzen. Denn nach der Verordnung 
vom 8. Februar d. J. iſt es zuläſſig, daß ein Richter, der lediglich im Ge: 
biete des preußiſchen allgemeinen Landrechts ſeine Ausbildung erhalten und 
jein Amt verwaltet hat, von der öſtlichen Grenze des Reiches an den Rhein 
in das ehemalige Herzogthum Naſſau, in ein Gebiet des gemeinen Rechtes 
verſetzt werden kann, während dem Richter dieſes Landestheils der unmittel⸗ 
bar angrenzende Bezirk des Juſtizſenats zu Chrenbreitenſtein verſchloſſen 
bleibt, ein Bezirk, der durch die Uebereinſtimmung des Rechtes, durch 
die Geſchichte, durch Sitten und Gewohnheiten des Volkes mit ſeiner engeren 
Heimath auf das Innigſte verbunden iſt. Ein Geſetz über das Prüfungs⸗ 
weſen wird ein zweiter Schritt ſein zur weiteren Herſtellung der Rechtsein⸗ 
heit; daß ein ſolches Geſetz aber dem gegenwärtigen Geſetze nothwendig vor⸗ 
hergeben müſſe, vermag ich nicht einzuſehen. Daß die Ausübung des Rechts 
durch dies Geſetz Schaden erleiden ſollte, glaube ich nicht, gewiß aber iſt, daf 
daſſelbe auch ſeinerſeits zur weiteren Vexrſchmelzung der verſchiedenen Landes⸗ 
theile unter einander beitragen wird. Das rheiniſche Recht wird nicht dar⸗ 
unter leiden, wenn Richter aus den andern Provinzen in die Rheinlande 
hineinkommen, darum bin ich gegen das Amendement Reichenſperger; es ill 
aut, wenn allmälig Schritte gethan werden, um die Kluft, die zwiſchen dem 


ſchiedenen Provinzen beſtehen, 3 werden; es erfordert das auch 


Rechtsſyſtem der Rheinprovinz und dem der anderen Provinzen beſteht, 


auszufüllen. P ge 

Abg. Reichenſperger empfiehlt fein Amendement. Das Princip der 
Theilung der Arbeit angewendet auf die Nehtswiffenichait jei es, was fein 
Amendement rechtfertige. Mit Verwerfung deſſelben ſetze man ſich in Wider⸗ 
ſpruch mit dem Geiſte der Verfaſfung, nach welcher zu einem Richteramte 
nur der berufen werden dürfe, welcher ſich zu demſelben nach Vorſchrift der 
Geſetze befähigt habe. Redner iſt überhaupt bis zum Erlaß einer neuen 
Proceßordnung für Ablehnung des ganzen Geſetzentwurfes. 


Der Juſtizminſter: Der Vorredner behauptet, ich ſetze an Stelle ob: 
jeciver Norm ſubjectives Ermeſſen. Ich gebe von dem Gedanken aus, daß 
für die Ausbildung zum Richteramte das Weſentlichſte juriſtiſche Bildung 
iſt. Wird dieſe erlangt und iſt ſie erlangt worden auf dem Wege, welchen 
die neuen Landestheile eingeſchlagen hatten? Dieſe Fra e muß ich bejahen; 
wenn ich ſie verneine, muß ich den Geſetzentwurf zurückziehen. Nun aber 
nehme ich daſſelbe Ermeſſen in Anſpruch, nicht blos dem Rheinlande, ſon⸗ 
dern allen neuen Provinzen gegenüber, wie ich es in Anſpruch nehme ge⸗ 
genüber den alten; oder wenn es ſich um eine Seriebung handelt, in einem 
Landestheil, in dem eine andere Geſetzgehung gilt, z. B. vom Kammerge⸗ 
richt an das Appellations⸗Gericht zu Greifswald oder an den Juſtizſenat zu 
Ehrenbreitenſtein, oder aus einer neuen Provinz in eine andere oder in 
eine alte. — Die Gründe des Vorredners ſprechen für die Vorlage, nicht 
für das Amendement. Auf dieſes einzugehen unterlaſſe ich. Es iſt hier 
nichts anderes in Anſpruch genommen, als eine Ausnahmeſtellung, welche 
durch beſondere Bedürfniſſe nicht begründet iſt. Jetzt ſtehen zum Theil an 
der Spitze des rheiniſchen Senats Männer, die weder das rheiniſche Examen 
gemacht, noch eine Vorbereitungszeit an einem rheiniſchen Gerichte gemacht 
haben. Es find dies der Präſident und Vice⸗Präſident des rhein. Senats. 

Abg. Dr. Bähr empfiehlt die Annahme des Geſetzentwurfs im Intereſſe 
der neuen Landestheile. 

Der Schluß wird abgelehnt. 5 

Abg. Windthorſt⸗Meppen: Nach meiner Ueberzeugung iſt der Geſetz⸗ 
entwurf zur Zeit noch verfrüht. Ich ſchmeichle mir 


man ſehr leicht vergebens. Das eine! 
der Gleichmacherei nicht zu vermengen iſt. 
trägt ſehr wohl, daß beschieden Stämme deſſelben ihre berechtigten 


dener werden ſie ſein. Ich erinnere an die 
jeder Zeit treue Anhänger dieſes Staates waren. Das zweite Gefüh 
das, daß gar leicht geglaubt wird, wenn man ſein zweites oder drittes 5 
men gemacht hat, ſei man auf dem Wege zu Allem, man könne auf alle 
Gebieten des Rechts wirken. Dies 
nicht der Mehrzahl der Menſchen. 
berufe ich mich auf die unwiderlegli 
die Advocatur. Der zweite Theil des 8 


Eigen⸗ 
thümlichkeiten beibehalten, ja je mehr man ihnen dieſe beläßt, deſto 75 


Br S 
are Schrift 
2 iſt ich 


ſind; ich bemerke dies deshalb, weil ihm der Vorwu 
gemacht worden iſt. (Heiterkeit.) Wenn der Entwu 


oth⸗amten wohl aus 


5 ( nicht mit der Hoffnung, 
daß mein Wunſch, den Entwurf nicht angenommen zu ſehen, erfüllt werde. 
Ich weiß ſehr wohl, daß ich gegen Gefüble kämpfe und gegen Gefühle kämpft 

8 Gefühl ift das der Einigung, die mit 
ie Einigung eines Staates ver⸗ 


Rheinlande, deren Bewo 85 
i 

a: 
I n 
iſt wohl einzelnen Genies gegeben, aber 
gegen den Entwurf ſpreche, 
des Abg. Dr. Gneiſt über 
t von mir beantragt, ſon⸗ 
dern von den Herren aus den alten Provinzen, die mit in der Commiſſion 
des Partikularismus 
durf gemacht werden ſoll, 
jo hat das weiter keine Bedenken, außer denen, die ich geäußert, aber rüd- 
ſichtlich derer, die disciplinirt find oder es werden können, iſt die Sache nicht 


ee. rab ⸗ Nr. 20. Auzerbem übernehmen alle Vo- 
2 auf die Zeitung, wel 
einmal, an den übrigen Taten — Ar 9 


Dinstag, den 4. Februar 1868. 


angenehm. Wo ſoll z. B. ein hannoverſcher Richter, der disciplini 
it, untergebracht werben? Gerade der Umfiand, baß die Herren aus den 
alten Provinzen dieſe Vorſchläge gemacht 3 
verfrüht ift. Seine Annahme ohne das Vorhandenſein der 
dingung würde ein Rückſchritt jein, fo ſehr man auch für 
ſchwärmt haben mag. 
Abg. ee nani: Der Vorwurf, den man ber 
gemacht hat, babe d ; 
en unbegründet Sie war der Anjict, daß eine allgemeine 
Vorbildung für den Richter von game Wichtigkeit ſei, als die 
jeder einzelnen Beſtimmung des 
der erſter en 30 8 iſt — einer 
Provin d e n wird dun 
aum der bis jetzt beſtehenden Ungleichheit zwiſchen den alten und neuen 
Landeskheilen ein Ende gemacht, die darin liegt, daß die richterlichen Be⸗ 
in die erſteren, nicht aber umgekehrt verſetzt 
men. € Ihnen deshalb die Annahme der Vorlage. 
uſtizminiſter: Das Geſetz entſpricht dem i 
Intereſſe, auf einem bejtimmten Gebiete die Einheit des 


*. 


Juſtiz⸗Commiſſion 


juriſtiſch 
{ € Kennt 6 
ocalrechts, daß aljo — wenn die Garantie 
Verſetzung aus den neuen in die alten 


werden 


j ö taates ehe ar 
ühren. Wenn der Herr e e mit dem ich in vielen Bun 5 


jeiner Ausführungen übereinſtimme, ſich gegen den Entwurf ausſpricht, jo 
finde ich dies nur natürlich, er vertritt hiech den Stanbpuntt del nene 
larismus. Namentlich Re ich Ihnen aber die 
von dem Herrn Vorredner berührten Grunde der 
alten und neuen Provinzen, damit den Richtern der neuen Landestheile 
17 N genommen werde, ſich über eine ungerechte Behandlung 
ſichtlich der de beklagen. 
2 eren ib 5 17 age Er 500 5 
r Refere A er (Solingen) vertheidigt noch einmal das von 
der Commiſſion geſtellte Amendement. Dadurch, da ven 


weit, widerſpricht es dem Princip, daß die vorgeſetzte Behörde nicht zugle 
Strafrichter ſein ſolle. Von zwei zu einer Strafverſetzun bellen Be 
amten kann der Juſtizminiſter den einen vom äußerſten 
entgegengeſeten Grenze des Staates ſchicken, während der 
ſeinen benachbarten Bezirk überjieveln braucht. Eine jo weit gehende Befug⸗ 
niß können wir nicht dem Ermeſſen des Juſtizminiſters anheim ſtellen; ich 


eſten bis nach der 


bitte Sie deshalb, durch Annahme unſeres Amendements die Strafverjeguns 


gen von den Beſtimmungen des Geſetzes auszunehmen. (Bravo.) 
Die Specialdiscuſſion über § 1 wird eröffnet. 
40 u Reichenſperger: Die vorgehenden Redner und namentlich der 
g. r haben \ . 
ſprochen, Die ich darauf verzichten kann, die dafür ſprechenden Gründe noch 
einmal vorzuführen. Gegen einen Ausdruck aber muß ich mich verwahren, 
Man hat von einer Gravitation des Rheinlandes nach Frankreich geſprochen; 
ich ſetze voraus, daß hier nur von dem Rechtsgebiete die Rede geweſen iſt; 
ſollte man dem Ausdeuck eine andere politiſche Bedeutung unitedenen wollen, 
jo weiſe ich denſelben mit Judignation zurück. F 
Abg. Waldeck: Ich 


Rechtsverhältniſſe gern an. habe noch keinen älteren Juriſten kenn 
gelernt, der nicht dem franzöſiſchen Verfahren vor dem e den 
Vorzug gab; wenn Sie aber deshalb den Rheinlanden das 
wollen, für ſich beſondere geſetzliche Ausnahmen in Anſpruch zu nebmen, 
dann dürfen Sie dieſes Recht auch Hannover, Naſſau und Heſſen nicht bers 
en. Wenn wir eine neue einheitliche Gerichtsordnung erhalten, jo wird 
fie doch wenigſtens jo gut ſein müſſen, daß fie den 1 und hanno⸗ 
chen Verhältnifien entſpricht, da fie ſonſt ſchwerlich den Beifall der Landes⸗ 
vertretung finden würde. Das rheiniſche Volk und feine Juxiſten haben des⸗ 
halb eine Benachtheiligung nicht zu befürchten, und ich hoffe, daß n 
Räckſicht auf die einheitliche Organiſation ihren Widerſpruch um ſo eher 
laſſen werden, als ſie ſrei von 

vunkt des ganzen freien Staates geteit baben. 
Annabme der Vorlage mit dem Amendement der 
Juſtizminiſter Dr. Leonhardt: 
miſſion, weil ich kein l 
betrachte die Sache vielmehr aus einem viel höheren Geſichtspunkte. 


4 


ch empfehle Ihnen die 
ommiſſion. rt 


Ich bin nicht gegen den Zuſatz der Com⸗ 


Willkür der Beiebgebung Preis geben. — Der Hauptgrund des in der Come 
million angenommenen Amendements ſcheint mir ve daß die Herren 
aus der Commiſſon gegen das Strafmittel der Verſetzung überhaupt ſind. 
Wenn dies aber ver 

zöſchaſſen (Ja wohl! 


führt. Durch die Verordnung vom 8. Februar v. J. iſt es aber 
Mitglieder der neuen Provinzen in die alten zu verſetzen; das wollen, 
abändern; damit ſchaffen Sie aber ein Vorrecht der Richter der neuen Pro⸗ 
vinzen, gegen die Richter der alten Provinzen. Solche Vorrechte und Pri⸗ 
vilegien gefährden aber nicht nur die allgemeinen Intereſſen, ſondern auch 
die der neuen Provinzen. 

Abg. Pelzer⸗Duſſeldorf iſt gegen das ganze Geſetz, da daſſelbe das 
verfaſſungsmaßige Erforderniß, daß nur derjenige Richter werden konne, 
4 5 04 ar Pa Dat lage) V IR außer 0 laſſe. 7 

g. Lasker (für die Vorlage): Verfaſſungsmäßig iſt das Geſetz ebenſo 
zuläſſig, wie alle früheren ähnlichen Geſetze. N ig je = 
landen Richter aus den alten Provinzen ſchon verſetzt werden dürfen, ift 
übrigens nicht ſo ohne Weiteres zu verneinen, da dieſe Beſtimmungen auf 
Miniſterial⸗Verordnungen, nicht aber auf Geſetzen beruhen. — Die Voraus- 
ſetzung des Juſtaminiſte ! . n 
Zuſatze wegen der Disciplinar⸗Strafverſetzung gemacht hat, iſt falſch, 
Hauptmotiv war das, daß der Charalter und die Stellung der Gen 
höfe in den alten und neuen Provinzen ein Ich 
man z. B. von einigen Obergerichten der neuen Provinzen nicht ſagen kann, 
ob es Appellationsgerichte oder Kreisgerichte find, ꝛc., ug der Regierungs⸗ 
commiſſar ſelbſt keine Auskunft darüber geben konnte: fekner find auch 16 
Gehaltsverhältniſſe jo außerordentlich verſchieden, daß 
ſetzungen große Inconvenienzen entſtehen mußten. Ich meine aber auch, daß 
abgeſehen davon, die Annahme des Zuſatzes ſich aus allgemeinen Rückſichten 
rechtfertigt, denn wenn ein ſchlechtes Geſetz exiſtirt, ſo darf man demſelben 
nicht noch größere Ausdehnung geben und die Beſchwerden darüber no 


chts⸗ 


geſetzgeberiſche Thätigkeit nicht beginnen mochte mit der Zuſtimmung zu 
einem Amendement, das er nicht gar gut hält, jo hat das Aged 
haus wohl auch Grund dazu, ſeine geſetgeberiſche T 1 * nicht fortzu⸗ 
ſetzen mit einer Maßregel, die wider die Intention des Abgeordneten auſes 
geht. (Beifall links.) 

Der Juſtizminiſter: 


worſen ſind, von dieſem Geſetze zu erimiren, denn nach jetzt beitebendem 
Rechte kann ich die chter aus den alten Landestheilen in * etzen. 
— Auch die Ausführung iſt durchaus nicht ſo ſchwierig, wie ſie der Herr 
Vorredner darſtellt, denn die Appellationsgerichte in den neuen Landestheilen 
haben, mit Ausnahme des in Celle, dieſelbe Stellung und denſelben Etat, 
wie die in den alten Provinzen; auch bei den Gerichten erſter Inſtanz ſind 
die Bedenken nicht ſo groß. Uebelſtände zeigen ſich nur rückſichtlich Frank⸗ 
furts. Die Frankfurter Richter fipen völlig auf dem Iſolirſtuhl, und es ift 
uicht moglich, einen Frankfurter Richter aus Frankfurt herauszubringen. 
Abg. v. Gus rard empfiehlt dringend die Annahme der Vorlage. 

Frage, von der 6 1 handelt, müſſe auch von der politiſchen Seite betrachten 
werden. Dem 85 der Juftizverwaltung können wir das Pertrauen ſchen⸗ 
ken, daß er in Bezug auf das G 

deshalb können wir uns im Principe für das Geſetz erklären und von der 
Zeitfrage abſehen, Auch er habe eine roße Vorliebe für die Rheinprovinz, 
bitte aber troßdem die Vorlage anzunehmen. 2. 


perger wird abgelehnt und das 


womit der $ 1 der Herrenhausvorlage gefallen 


3 ver = 
. — 


6. 


3 erren aus den 

en, beweiſt, daß der Entwurf, 
nöthigen Vorbe? 

Rechtseinheit ge⸗ u 


ſie das materielle Recht aus den Augen gelaſſen, iſt 
Aa wird mais vorliegenden Geſetz⸗ 
großen principiellen - 


Vorlage aus dem Shen 
Reciprocität 191 a x 


mr 


das Discipli = 
das Recht der Ausführung einer Strafperſetzung dem Suftzmintter e 


berurtbeilten Bes 


andere nur in 


reits materiell ſo eingehend für mein Amendement ge⸗ Ne: 
on zu 92 
erteune die Grundlage des Reichenſperger'ſchen 


Amendements, die Anhänglichkeit der rheiniſcheu Juriſten an ihre be — 3 


Recht einräumen 


articularismus ſich ſteis auf den Stand? 


reund willkürlicher Disciplinarverfolgungen bin; ich 0 


will alle Richter vor dem Geſetze gleichmäßig behandelt haben, und nicht den J 


all iſt, ſo möge man das Strafverfahren überhaußt 
5 w inks), man möge es abichaffen für die alten und neuen 
Provinzen (Zuſtimmung links); nur ſo wird die Rechtsgleichheit herbeige⸗ 
uläſſig, 

ie 


Die Frage, ob nach den Rhein? 


ers über die Motive, welche die Commiſſion zu dem 
das 


verſchiedener iſt, indem 


Es handelt ſich hier nicht um die weitere Aus⸗ 
dehnung des Geſetzes, ſondern darum, ob Richter, die jetzt dem Geſetze unter⸗ 


Die 


Geſetz nach beſtem Ermeſſen banden ei 


Man ſchreitet zur Abstimmung über den § 1. Das Amendement Reichen⸗ 


e angenommen iſt. 
Aline 1 der Commiſſionsvorlage wird gleichfalls angenommen Baar 
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vermehren. 8 links.) Und wenn der Herr Juſtizminiſter jagt daß er ſeine 
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linea 1 des § 1 der — 


Pa 
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auch einige Freiconſervative, dagegen mit den Conſervativen die Alt⸗Libe⸗ 
ralen und der Abg. Graf Schw 


werden. Ich 


pellräthen ernennt, nur die 5 
den Antrag v. 


bitte daher das Wort „Advocat“ ruhig ſtehen zu laſſen und 
2 a abzulehnen. Dia ee i f 
Berichterſtatter Abg. Müller erwähnt dreier Petitionen hannoverſcher 
en die ſich im Sinne der Faſſung der Commiſſionsvorlage aus: 
ſprechen. 

Der Antrag v. Guérard wird abgelehnt, § 2 der Commiſſionsvor⸗ 
lage angenommen. 
z und 4 werden ohne Discuſſion in der von der Commiſſion vorge⸗ 
ſchlagenen Faſſung on 

Bar u 1 5 empfiehlt 


> 


t. 
. Abg. Windthorſt fein Amendement. Abg. v. Gus“ 
krxard bekämpft daſſelbe. ; . 

Abg. Tweſten: Der einzige Zweck dieſer Beſtimmung kann ja nur der 
fein, daß hervorragenden Männern der Wiſſenſchaft nicht Agde! werden 
l, ein Examen abzulegen, bevor man ſie zu einer praktiſch richterlichen 
Thätigkeit zuläßt. Das gilt eben ſo gut von preußiſchen wie von deutſchen 
Profeſſoren, denn wir kennen keine paß ſondern nur eine deutſche 
2 bree Nehmen Sie daher das Amendement Windthorſt an. 

Abg. Dr. Waldeck: Es iſt ganz falſch anzunehmen, daß ein tüchtiger 
Lehrer des Rechtes zugleich ein tüchtiger practiſcher Richter ſein werde. Bft 
wird Jenem die practiſche Vorbereitung ganz fehlen, und dies wird für 
ar nd en mehr bei außerpreußiſchen rofeſſoren der Fall ſein als 

i inländiſchen Profeſſoren, denen dieſe Praxis immer etwas näher liegen 
wird. Ich halte die Beſchränkung, welche das Amendement Windthorſt 
aufheben will, grade für eine recht 5 e. 

Das Amendement Windthorſt wird abgelehnt, $ 5 in der Faſſung der 
Commiſſion angenommen. 
Paragraph 6 wird ohne Discuſſion genehmigt, desgleichen in der 
bers Faſſung das ganze Geſetz. (Dagegen u. A. Abgeordneter 
ndthorſt. 
. u * zweiten Gegenſtand der Tagesordnung eingetreten wird, 
as Wor 
3 Der Finanzminiſter: Auf Grund Allerhöchſter Ermächtigung habe ich 
eceeiuen Geſezentwurf vorzulegen, betreffend die Verwaltung der auf Grund 
der Verordnung vom 17. September 1867 beſtehenden Beamten⸗Wittwen⸗ 
und Waiſen⸗Kaſſen und die Verwendung ihres Vermögens in den neuen 
Landestheilen. Durch die Verordnung vom 23. September 1867 iſt die Ver⸗ 
pflichtung der Civilbeamten, bei der Verheirathung der allgemeinen Wittwen⸗ 
. eegungs-Anftalt beizutreten, auch in die neuen 8 eingeführt 
worden, vorbehaltlich der Regelung über die weitere Verwaltung der dort 
beſtehenden Kaſſen. Der Entwurf ſchlägt nun vor, die Verwaltung dieſer 
Kaſſen dem Staate zu übertragen, ebenſo die Bezahlung der Penſionen, die 
vorausſichtlich einen Zuſchuß erfordern werden, dagegen auch die Beſtände 
der Staatskaſſe zu überweiſen. & f 
Der Entwurf wird auf Vorſchlag des Finanzminſters der Finanz⸗Com⸗ 
miſſion überwieſen. 

Der zweite Gegenſtand der Tagesordnung iſt der Bericht der Bull 
Commiſſion über das Geſetz, betreffend die Todes⸗Erklärung von Perſonen, 
welche an den in den Jahren 1864 und 1866 geführten Kriegen Theil ge⸗ 
nommen haben. — Die Commiſſion beantragt, das Geſetz ſo anzunehmen, 
ER . — = * Berathungen des Herrenhauſes hervorgegangen iſt. (Referent 
d. tticher. 
| Präſident v. Forckenbeck: Ich eröffne die General⸗Discuſſton. — Der 
e verzichtet auf das Wort, (Bravo.) Es hat ſich Niemand 

orte gemeldet. (Bravo.) Ich ſchließe die Discuſſion. (Bravo.) Wir 
1. Es hat ſich Niemand zum Worte 


* 
er 


A 


mmen zur Special⸗Discuſſion über 


gemeldet. 
Die einzelnen Paragraphen und darauf das ganze Geſetz werden faſt 


ohne Debatte angenommen. 
Von dem Reſt der Tagesordnung wird nur noch Nr. 7 erledigt und eine 
Anzahl Petitionen auf den Vorſchlag der Commiſſion für nicht geeignet zur 
Berathung im Plenum erachtet. Pa 
0 > lub 3%, Uhr. — Nachſte Sitzung Dinstag 10 Uhr. Tagesordnung: 
Geſetz über den hannoverſchen Provinzialfonds. n 
Berlin, 3. Febr. [Amtliche s.] Se. Majeftät der König hat den nad) 
benannten Offizieren ꝛc. Orden und Ehrenzeichen verliehen, und zwar: den 
Rothen Adler Orden erſter Klaſſe mit Eichenlaub und Schwertern am Ringe: 
dem General⸗Lieutenant z. D. v. Flies, bisherigen Commandanten von 
Altona; den Stern zum Rothen Adler⸗Orden zweiter Klaſſe mit Eichenlaub: 
dem General⸗Lieutenant D. v. Böhn, bisherigen Commandanten von 
Stettin, und dem General:Lientenant z. D. Hageme ier, genannt v. Nie⸗ 
belſchütz, bisherigen Inſpecteur der 1. Artilleri⸗Inſpection; den königlichen 
Kronen⸗Orden zweiter Klaſſe: dem 1 3. D. v. Debſchitz, bis⸗ 
— en Command. der 4. Inf.:Brig., ſowie die Rettungsmedaille am Bande: 
m Unteroffizier Dorſchu im Weſtfäliſchen Pionier⸗Bataillon Nr. 7. 
Se. Majeſtät der König hat ben Regierungsrath Hitzigrath zum Geh. 
inanzrath und vortragenden Rath im Finanz⸗Miniſterium, und den Stadt⸗ u. 
Be her Meyer in Wolmirſtedt zum Stadt⸗ u. Kreisgerichtsrath ernannt; 
dem Haupt⸗Zollamts⸗Rendanten Weißberge in Geeſtemünde den Charakter 
als Rechnungsrath, jo wie dem praktiſchen Arzte ꝛc. Dr. Ludwig Hirſch in 
Charlottenburg den Charakter als Sanitätsrath, ferner dem Kaufmann Paul 
Jiulius Stahlberg in Stettin, dem Kaufmann Johann Friedrich Albert 
de la Barre ebendaſelbſt und dem Beigeordneten und Fabrikbeſitzer Anton 
Lamberts in M.⸗Gladbach den Charakter als Commercienrath verliehen. 
Dem Kaufmann J. W. Kück in Altona iſt Namens des norddeutſchen 
undes das Grequatur als General⸗Conſul der Dominikaniſchen Rupublit 
diu Altona ertheilt worden. 5 
Berlin, 3. Febr. [Se. Maieftät der König] nahmen im 
Laufe des heutigen Vormittags die Vorträge des Haus⸗Miniſters ſowie 
des Cioil⸗Cabinets und im Beiſein des Gouverneurs und Comman⸗ 
danten militäriſche Meldungen entgegen. Später ertheilten Allerhöchſt⸗ 
dieſelben dem Landgrafen Alexis zu Heſſen⸗Philippsthal⸗Barchfeld eine 
h Audienz und empfingen vom Major v. Brandt des Großen General: 
ſtabes die Orden des verſkorbenen Generals der Infanterie und Präſes 
der General⸗Ordens⸗Commiſſion Dr. v. Brandt. 
(Ihre Maj. die Königin] war vorgeſtern in der 5. Vorleſung 
8 wiſſenſchaftlichen Vereins und fpäter in der Schluß⸗Verſammlung 
des Comite's fürs den Bazar im königlichen Schloſſe anweſend. — 
eſtern wohnte Ihre Maj. dem Gottesdienſte in der Garniſonkirche 
bel, beſichtigte eine der neubegründeten Volksküchen und erſchien in dem 
Concerte für die Nothleidenden in Ostpreußen, welches in der neuen 
Boͤrſe veranſtaltet war. — Das Familien⸗Diner fand bei Ihrer Maj. 
der verwittweten Königin in Charlottenburg ſtatt. 
[Se königl. Hoheit der Kronprinz] nahm am Sonnabend 
militäriſche Meldungen entgegen, ſtattete Ihrer königl. Hoheit der Her: 
zogin Wilhelm von Mecklenburg einen Gratulationsbeſuch ab und wohnte 
der Vorleſung in der Singakademie und Abends dem Schluſſe des 
Blazars im königlichen Schloffe bei. ö 
f Geſtern fuhr Se. koͤnigl. Hoheit zum Gottesdienſt nach dem Dom 
und wohnte dem Concert zum Beſten der Nothleidenden Oſtpreußens 
in der Börfe bei. 
Ihrer königl. Hoheit der Kronprinzeſſin ſtatteten Ihre königl. Hoheit 
die Großherzogin⸗Mutter von Mecklenburg⸗Schwerin, Ihre königl. Hoheit 
Prinzeſſin Carl und Abends Ihre Maj. die Königin Beſuche ab: 


5 f c (St. A.) 
[der Laskerſche Antrag im Herrenhauſe.] Am lezten Sonn⸗ 
abend hat die Commiſſion des Herrenhauses, der der Laskerſche Antrag zur 


Vorberathung vorliegt, ſich über die Anträge ſchluſſt gemacht, die an Stelle 
N ne ehnten Seren eingebracht ſind. Der Anka des Herrn Blömer 
de mit 8 gegen 6, der des Bee v. Waldow mit 10 gegen 4 Stimmen 
lehnt, da 4 En Ben des rg 05 De en 1775 ne 
iner verhältnißmäßig nicht großen Majorität and en. Zum 
ow ernannt, deſſen gedruckter Bericht ſchwer⸗ 


ten iſt Herr v. e esche N 
nen wird. 
te Antrag, betre 


ich vor Ende dieſer Woche e 

[Der vom Abg. v. Hoverbeck eingebrach \ N 

den Steuererlaß in Oſtpreußen hat nur die bedingte und theilweiſe Zuſtim⸗ 
den, inſofern ſie 


mung der Staatsregierung gefun 


end] proc. Ver. St.⸗Anl. pr. 1882 (ungeſt.) 811. 


1 5 ‚ dem Steuererlaß nicht den Schluß ⸗Courſe: Wiener 
allgemeinen Charakter geben will, den der Antrag verlangt; dagegen glaubt 16% Verein. Staaten⸗Anleihe pr. 1832 


Br nn 


886 
hi durch Entſcheidung über 


* 


Baieriſche 


Bed 5 je ingelnen $ 1 b 
Be jedem einzelnen Fall dem et Ki rag 
kfurt a. M., 3. 


weck des Antrages geuügen zu können, ihr Prüfungsrecht dürch ein⸗ 
ache Annahme des Antrages aufzugeben. e Warner EN 
deshalb eine Verſtändigung zwiſchen dem. Antragiteller und der Staatsxegie⸗ 
rung über eine Erklärung im obigen Sinne ſtatt, welche die letztere im Hauſe 
der Abgeordneten abgeben will. 

[Beſchlagnahme.] Die Poſtausgabe der „Volkszeitung“ iſt am 
Sonnabend polizeilich mit Beſchlag belegt worden. Mit Hinweglaſſung 
des Schlußpaſſus aus dem Briefe des Dr. Max Hirſch, der zu der 
Beſchlagnahme Veranlaſſung gegeben hat, wurde eine zweite Ausgabe 
veranſtaltet. > 

[Kammerſänger Niemann.] Aus Dresden, 31. Januar, ſchreibt die 
„Konſt. Z.“: a der Nacht vom 26. auf den 27. Januar iſt der königliche 
Kammerſänger Niemann aus Dresden plötzlich verſchwunden, „und zwar 
ohne Hinterlaſſung irgend welcher entſchuldigenden oder aufklärenden Notiz, |: 
die auch heute noch fehlt. Ohne den Zufall, daß ein Theaterdiener den 
Künſtler auffuchen und etwas fragen wollte, wären Publikum, Kapelle und 
Sänger um 6 Uhr Abends zu den „Hugenotten“ ins Theater gegangen. 
Die Indignation über das Ereigniß möge im Publikum gemildert werden 
durch die Thatſache, daß der Sänger perſönlich an einer ernſten Wendung 
ſeines Schickſals ſtand, und höchſt erregt abreiſte.“ (Wie es heißt, iſt Herr 
Niemann nach Petersburg gereiſt.) N 

Köln, 1. Febr. Geſtern Abend zerſtörte eine furchtbare Feuers⸗ 
brunſt die Wollſpinnerei des Herrn Claſſen-Kappelmann 


zu Sielsdorf (bei Frechen). 


— -¼—-ʃ ER 
Stuttgart, 3. Febr. [Die Kammer der Standesherren! 
hat in ihrer heutigen Abendſitzung das Zollparlaments⸗Wahlgeſetz ein: 
ſtimmig angenommen. — Die Publikation des Geſetzes, welches die 
Entſchädigung der Eigenthümer für Tödtung der von der Rinderpeſt 
ergriffenen Hausthiere feſtſetzt. wird in Uebereinſtimmung mit den be⸗ 
züglichen Beſchlüſſen des Abgeordnetenhauſes als bevorſtehend bezeichnet. 
Karlsruhe, 3. Febr. [Die Abgeordnetenkammer] nahm 
den Antrag der Commiſſion an, die Forderung des außerordentlichen 


ebr. 


erfe 
. s matt, Schlu ieh beliebt. 
amburg, 3. Februar, Nachmittags 2 Uhr 30 Min. | chluß⸗Courſe.] 

National⸗Anleihe 54%, Oeſterr. 
Looſe 70%. Staatsbahn 517, 
Vereinsbank 111. Norddeutſche 
Altona⸗Kiel —. 
1866er 
95%. 


Pen aß 


Weizen un eſt. 
Roggen behauptet. Weizen per Februar 5400 Pfund netto 176 Banko⸗ 
thaler Br., 175 Gd. per Februar⸗März 176 Br., 175 Gld., per Frühjahr 
176 Br. und Gld. ng 940 er Februar 5000 Pfd. Brutto 141 Br., 140 
Gd., per Februar-März 140 Br., 139 Gld., per Frühjahr m; Br., 137 
Gd. Hafer ſtille. Rüb dl flau, loco 22%, per Mai 22%, Detbr. 23%. 
Spiritus ohne Kaufluſt. Kaffee ruhig. Zink matt. — Regenwetter. 
„Newpvork, I. Februar, Abends, (Ber atlantiſches Kabel.) [Wöchent⸗ 
licher Baumwoll- Bericht.] (Von Neill Brothers.) Preis von mibds 
ling in New⸗Orleans 18% C. Preis von middling in Mobile 17% C. 
Preis von middling Upland in Newyork 19% C. 

Bombay, 1. Februar. Cours auf London 1 Sh. 11 D. New Oomra 
166 R. Fracht nach England 70 Sh. Bemegtes Geſchäft. a 

Liverpool, 3. Februar, Nachm. Baumwolle: 10— 12.000 Ballen U — 
New⸗Orleans 8 4. Georgia 7%. Fair Dhollerah 6%. Middling fair D 
lerah 6%. Good middling Dhollerah 6. en 8 %. Good Ir Bengal 
5%, Bengal —. New fair Domra 6%. Good fair Oomra 6%. 
Bernam 8. Egyptian —. Smyrna 6%. Schwimmende Orleans —. 


* 8 —. —— 2110 9 — 10 in Er EN 
f 281 k 3 in. etroleum⸗Markt. 

Budgets für das Kriegsminiſterium von 4,835,168 Fl. auf 3,292,779 Schluß⸗Beiicht. ; 10. Raf = 5 e wels loco 42, pr. Feb 42 
Fl. herabzuſetzen. 1 775 a betreffend das Verfahren gegen Mar = ir, 5 85 1 ai 5 5 EB 85 a em 
ichtige, wur i igt. ondon, 3. Febr., mitt. Getreidemar icht). 5 
ungehorſame Wehrpflichtig e gleichfalls genehmigt Erg a ee Glen 17 52 Gerste 286 N 5 — 
> Quarters, Mehl 21,576 F. davon fremde Aufubren: Weizen 14,131, Gerſte 

zelegraphifge Depeſchen 0 
aus dem Wolff! ſchen Telegraphen⸗Bureau. 


1031, Hafer 5819 Quarters, Mehl 749 Faß. Weizen engliſcher meiſt 
Wien, 4. Febr. Der Finanzminiſter bereitet Geſetzes. 


ſchlechte Qualität, für guten wurden willig letzte Preiſe Wahl fremder ſehr 
7 5 7 zu letzten Preiſen. Hafer lebhaft. ehl ſchleppend. — Schr 
vorlagen vor, darunter zwei Pläne zur Deckung des Defi⸗ 


nes Wetter. 
Paris, 3. Februar, Nichmitt. Rüb öl pr. Febr. 91, 00, pr. Mai⸗Auguſt 


eits, entweder eine Anleihe oder eine einprocentige Vermö⸗ 9, ar pr. September: December 91, 50. Mehl pr. Februar 89, 50, pr. 
gensſteuer für fünf Jahre; Giskra ein Geſetz gs Ausfüh- Närz-April 83, 75. Spiritus pr. Februar 65, 75. 
rung directer Neichsrathswahlen in Böhmen. Wüllerstorff 


Berliner Börse vom 3. Februar 1868. 


Eisenbahn-Stamm-Aotien, 


iſt zum Statthalter für Trieſt deſignirt. — Das Rothbuch 


wird morgen an die Delegationen vertheilt. Fonds und Geld-Oonrae. 


; (Tel. Dep. d. Bresl. 3.) Freiw. Staats-Anl.. „414359, b Dividend 1808. 1866. 
Florenz, 3. Febr. Die „Italieniſche Correſpondenz“ meldet den ce 88.86. 85406 4. ba. 3 BER 4 
Ausbruch von Unruhen in Padua in Folge des Beſchluſſes der Kirchen. dio e 99 7 Nr Amsterd, Rottd. | TU | 494 |4 135 B. 
Behörden, den Sieg von Mentana durch eine dreitägige kirchliche Feier] dito 1804 % ls 13¼ la 104 or 
zu begehen, und fügt hinzu, daß der Minifter des Innern nnverweilt! as 1880 . b. den Ser eier — — 4 2 
Maßregeln ergriffen babe, um den Ausbruch ähnlicher Unruhen in an] dito 1362 30% be.  |Berlin-Hamburg| en 8 _j4 1618. 
dern Orten des Königreiches zu verhindern. „| Staate-Schwäscheinejsu, 1101 8 Bere e A 
Florenz, 3. Febr. Die Regierung unterſagte die von der Geiſt berger Baal 0 e ei 0 ene Leb. . % f ieh Di, 
lichkeit in Padua angeordnete Mentanafeier. 2 (kur u. Neumärk. 0 0 br. ein. Minden. 17% 8. 4 148 b=. 
In der Kammer wird eine Interpellation hierüber erwartet. Re 1% 
Die Deputirtenkammer nahm den Ausgabeetat des Zuftizminiftes | 5) A ng 87 dsds a b Ga Tudsted 8 6 88 8. 
i 18 di V U d inan N 18 Me che — 216 ba. I . 07 H — 2 
riums an; die Vorlage der F zgeſetze wird morgen oder über mor eis 31% Ludwigsh. Bexb. 10 10% 4 187% B. 
gen erfolgen e a —— e Moll BL E — f 1 04 
Rente 50, 12. Napoleonsd'or 22, 88. 5 5 ee. a Be se ro le Harte 
Florenz, 2. Februar. Marquis Montezemolo iſt zum Präfecten | © Jwestph.u.Rhein.4 192%, da. . She * 
von Florenz, Marquis Rudini zum Präfecten von Neapel und Marquis] Schlee - +1: 0 b feln er = [6 j4, Ki ben 
D'Afflitto zum Präfecten von Mailand ernannt worden. 14 be. Nordbahn, N —— 
Man vermuthet, daß der frühere Präfect von Mailand, Marquis ä |.r 3. = Fübrervebh er slide SIRRp 5 8 br 
Villamarina, eine diplomatiſche Miſſion erhalten werde. (T. B. f. N.) „ en e 
Bukareſt, 2. Febr. Der General⸗Conſul d'Avril iſt heute von 68 In d. 6. Gente sda öh % | e 
Paris hier angekommen. Es heißt, daß er zum künftigen hieſigen „„ re A oe TER or 
Geſchäftsträger Frankreichs deſignirt ſei. er R.Oderuf.-St-Pr.) — |— |5 dn. 
5 . 4 Eisenb.-L. — 73 ½ bz. u. G Kheinische 7 — 4 116 %½ bs 
Waſhington, 1. Februar. [Kabel⸗Telegramm.] Der Con- gar nene proc. dels as (gaga. B. dito FE 
greß votirte ein neues Geſetz, welches die ſofortige Aufhebung der N K. D N u bz 
Steuer auf inländiſche Baumwolle anordnet und den Importzoll auf dite Lage tene Pe A huringer . . | 4 bog . 0. 
fremde Baumwolle ebenfalls beſeitigt. Letzteres tritt mit 1. Noobr. ron. Obi. „ 800 Fl. 1 08 @ Warschan-Wien| Ba | — 5 
1868. in Kraft. (T. B. f. N.) Kucbes, 40 Tul, Of. 2 8. Bank- und Industrie. Paptere. 
— — Baden. 35 Fl. Loose — 2 ½ B. Berl. Kassen-V. | 81, 12 a 
1 N Amerikan. St.-Aul. 6 76 J bz. Braunschw. B. — 0 
— NReteorologiſche Beobachtungen B obachtungen. Eisenbahn-Prioritäts-Aotien. Kenne age 73) 2 
Der Barometerſtand bei 0 Grd. Luft⸗ Wind⸗ Berg. Märkische. 44% 97 6 Darmst. Zettelb.] 1½% 4 
in Pariſer Linien, die Temvera⸗ Bi Kenve- ie und Wetter. dito a 2% bz Geraer Bank 78, 
tur der Luft nach Reaumur. rometer. ratur. Stärke. 1 eu 210 f. 3 81. 0 Hader Abe n Ih 5 
2 4b 2 0 anno vers 
‚öln- 4½% 98 bz. 
Preslau, 3. Febr. 10 U. Ab. 330,03 . 4 Trübe. e ee 1 a 
4. Fer 6 U. Mg. 331,87 |+1,5 | W. 4. | Heiter. 405 111 640 . Königsberger . - * 
— nn — — — —— — — — — — to . * 
Breslau, 4. Febr. I Waſſerſtand.] O.-P. 16 F. 5 J. UP. 4 8.2 8. 405 weh — 55h | 6 
Eisſtand. 00 Oed N N FeS — nen . u 
Auswärtige amtliche Waſſer⸗Rapporte. 0. erden K eee Bank 4 
Natibor, 3. Februar, Nachm. 1 Ulber. Stand am Pegel 12 Fuß — Zoll. 4016 IV. Em. By b=. u. e 
Die Eisdecke iſt gehoben und fängt an zu brechen. eee eee ih, 
A di onv. 4 88 b Berl. Hand - Ges. 
Breslauer Dörte don 4. Web.) Schluß, Coprfe (i Uhr Zach)“ de . f N 
Ruſſiſch Papiergeld 84%, —85 bez. Defterr, Banknoten 86% —% bez. Schleſ. e Dessur’ „ — 10 
Renten briefe 905 Br. Schlef. Pfandbrieſe 49 Br bez. Oeſterr. Nas | Naschl, Aweigb.1.0.0 [0% Pr he cee. . 6 | 8 
tional⸗Anleihe 56% bez u. Gld. Freiburger 119 Br. Neiſſe⸗Brieger —| diw B. 3½ 27% 0. r 
Oberſchleſiſche Linn. A. und C. 186—% bez. u. Br. Wilhelmsbahn 80— 412 Sn 85 be. einge 9 AR 
bez. u. Br. Oppeln⸗Tarnowitzer 73% Br. Oeſterr. Creditbank⸗Actien 80% dito E. 3½ 77½ 8 E 
Gh. Schleſ. Bank⸗Verein 112 bez. 1860er Looſe —. Amerikaner 76% dito ah = Sehr. Bank- Ver. 7 Ti 
Gld. Warſchau⸗Wiener 58% bez. Minerva 33% —34 bez. u. Br. Baieriſche 3 8711 var, 5. 2 
Anleihe 100 bez. u. Br. Italiener 43% Oesterr. südl. St-B, |3 200 % br. ee 1 
Breslau, 4. Februar. Preiſe der Cerealien. dei ab r 48 be. Gbr, Esenb di. 64% 10 


Feſtſetzungen — 


ein mittel ordin. ein mittel ordin. 

bin ag 2 — . m loco 78—79pfp. Thlr. pro 2000 Pfund ab Bahn bei. 
Weizen, weißer 119121 116 108111] Gerſte ++ - 66—68 64 59—62 0 ab öl loco 10%, Nie. ee Spiritus Te obne 15 19 
do. gelber, 118119 115 107-1101 Hafer 4. 22 41 Thlr. bez., pro Febr. und Febr. Marz er Thlr. bez, April: 
Roggen 94—95 93 90-92] Erbſe +... 80—84 78 74—76 20 19% Thlr. bez, Mai⸗Juni 20 — / Thlr. bez., Juni⸗Juli 20% 


Notirungen der von der Handelskammer ernannten Commiffion zur Feſtſtellung] — e, Thlr. bez. 


der Marktpreiſe pon Maps und Rübſen. # Breslau, 4 ebruar, Bei lebhafter Stimmung blieben Getreide⸗ 
Is FIRE 192 182 1 70 Preſſe am heutigen Markte ſchwach behauptet, der ne blieb beſchrän 
€ interrübien.. 178 168 158 pr. 150 Pfd. Brutto in Sgr. Weizen behielt matte Sor, fein pr. 84 Pfd. 1 ſiſcher weißer 1 
SER IDRRDIIER 166 156 146 120 Sar., gelber 106—117 Sgr. feinſte Sorte 2—3 Sgr. über Notiz bezahlt. 
otten 164 154 144 Ort. bei — Roggen war ſchwach gefragt, pr. 84 Pfund 90.94 Sgr., feinſte 
Loco- (Kartoffel-) Spiritus pr. 100 Ort. bei 80% Tralles Sorte 95 Sgr. bezahlt. — erte ruhiger, pr. 74 Pfund gelbe 60 bis 
18% Br. % G 61 Sar., helle 62—64 Sgr., weiße 65—67 Sgr., feinſte Sorte über Notiz 


Officiell gekündigt: — Ctr. Weizen. — Gir. Ro gen. — Ctr. Leinöl. 
fieiel! etctr Naböl. 15000 Dre 


= Hafer, preishaltend, pr. 50 d 41—43 Sgr., ſei 
15.000 Oel. Spiritus. — Eir. Leinkachen. bezahlt Hafer pr. 50 Pfun Sr ſeinſte Sorte 


23 Sgr. über Notiz bez. — Erbſen wenig angeboten. — Wicken gefragt, 
pr. 90 Air. 63 - 68 x — Delfaaten a matter Stimmung. eh: 
nen beachtet, pr. | Pfund gelbe 412—46 Sgr., blaue-40—44 Sgr. — 
Bohnen gute Kaufluſt, pr. 90 Pfd. 90— 96 Sgr. — Schlaglein leicht 
erfämlih. — Rapskuchen beachtet, 64—67 Sgr. pr. Cine. — Mais 
(Rukuruz) 78.—82 Sgr. pr. Ctnr. 

Kleeſaat in feſter Stimmung, rothe 12 —14—15½ Thlr. pr. tr., 


.. .. —T— —— — ‚ TE — ET EEE 
Telegraphiſche Courſe und Börſennachrichten. 

(Wolſf's Telegr. Bureau.) 5 — 

Paris, 3. Februar, Nachm. 3 Uhr. Set und belebt. Per Liquidation: 

taliener 43, 70, Credit:Mobilier 176, 25, Lombarden 357, 50, Staatsbahn 

Conſols von Mittags 1 Uhr waren 93% gemeldet. Schluß⸗ 


520 gehandelt. h 1 5 
Courſe: zproc. Rente 68, 57%. Italien. öproc. Rente 43, 60. Oeſterr.] hochfeine er Notiz, — weiße zumeiſt in geringen Qualitäten angeboten, 
a eitenbüpmstletien 520, Be Credit⸗Mohil.⸗Actien 177, 50. Lombard. 16—20—22 Thlr. pr. Ctr., bochfeine über Notiz. 


Thymothee wenig beachtet, 7—8—9 Thl. 


terreich. Anleihe von 1865 pr. opt. 339, —. r. pr. Ctr. 
en and Kartoffeln pr End a 150 Pie. 30-40 Sor, Mide 12 Gar. 
— ——— — ä·wrw— ͤw—y—E bS—t1,—ä . — 


Eiſenbahn⸗Actien 356, 25. 
Frankfurt a. M., 3. Februar, Nachmittags 2 Uhr 30 Minuten. 
0 Wechſel 90 755 Oeſterr. National⸗Anleihe 3177 
4. 


76 Heſſiſche Ludwigsbahn 131 in Br 


Druck von Graß, Barth nd Comp. (W. Fried 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. N | 
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